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„Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen müssen Keller oder sonstige un-
terhalb des anstehenden Geländes liegende Räume bis mindestens zu dem 
durch Fachgutachten zu ermittelnden schadensverursachenden/höchsten be-
kannten Grundwasserstand zuzüglich einem geeigneten Sicherheitszuschlag 
wasserdicht (z.B. weiße Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden bzw. ist 
auf einen Keller zu verzichten oder die Nutzung des Kellergeschosses entspre-
chend anzupassen.“ (Angabe des GW-Standes durch den Planer erforderlich) 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
„Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt 
grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auf-
tretendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.“ 
 
„Zur Beschreibung der Grundwasser-/Untergrundsituation sind in der Regel 
Bohrungen/Erdaufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, die mehrere Grund-
wasserstockwerke durchteufen oder die artesisch gespanntes Grundwasser er-
schließen, ist vor Bohrbeginn ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen. 
Bohrungen, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder 
mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwas-
sers auswirken können, sind der Kreisverwaltungsbehörde einen Monat vor Be-
ginn der Arbeiten anzuzeigen.“ 
 
„Um negative Einflüsse auf das Grundwasser ausschließen zu können, hat der 
Bauherr erforderlichenfalls einen fachlich qualifizierten Nachweis über die 
quantitativen und qualitativen Einflüsse auf das Grundwasser während der 
Bauphase und im Endzustand zu erbringen (z. B. hydrogeologisches Gutach-
ten). Für entsprechende Maßnahmen sind regelmäßig wasserrechtliche Geneh-
migungen bei der Kreisverwaltungsbehörde einzuholen.“ 
 

  „Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwas-
ser eingreifen (z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Her-
stellen von Gründungspfählen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist 
rechtzeitig vor deren Durchführung mit der Kreisverwaltungsbehörde bezüglich 
der Erforderlichkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen. 
Eine Beweissicherung bei einer Bauwasserhaltung zur Abwehr unberechtigter 
Ansprüche Dritter wird empfohlen.“ 

1.3 Altlasten und Bodenschutz  

1.3.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstücksflächen im Kataster 
gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.  

Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbeson-
dere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, 
der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingeführt 
wurde, wird verwiesen. 

Hinweise zum Plan:  

„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-
stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist 
unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu be-
nachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 2 BayBodSchG).“ 
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1.3.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen/Flächennutzungsplänen ist die Bodenschutzklausel 
gem. § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB zu beachten; zudem sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB die 
Belange des Umweltschutzes und damit auch die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu 
berücksichtigen. Zur Durchführung der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 i. Verb. m. 
Anl. 1 Nr. 2a BauGB, müssen die im Plangebiet vorkommenden Bodentypen benannt und 
deren natürliche Bodenfunktionen (§ 2 BBodSchG) bewertet werden.  

Böden, die die natürlichen Bodenfunktionen oder die Funktion als Standort für landwirtschaft-
liche Nutzfläche (natürliche Ertragsfähigkeit) in besonderer Weise erfüllen, sind zu berück-
sichtigen und die Planung auf weniger wertvolle Böden zu lenken. Im Sinne des Grundsatzes 
1.3.1 des Landesentwicklungsplans 2020 („Erhalt und die Schaffung natürlicher Speicher-
möglichkeiten für Kohlendioxid und anderer Treibhausgase“) ist bei humusreichen Böden 
(insb. Moorböden) auch die Speicherfunktion für Kohlendioxid zu berücksichtigen. Ggf. vor-
handene geogene oder großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen sind zu berück-
sichtigen. Darüber hinaus sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen. 

Es wird empfohlen, für die Bodenfunktionsbewertung einen qualifizierten Fachgutachter zu 
beauftragen. 

Hinweise zum Plan: 

„Um eine vollständige Bewertung des Schutzgutes Boden durchführen zu können, wird für 
die Bodenteilfunktionen auf die Karten im UmweltAtlas verwiesen. Aktuelle Bodenkennwerte 
und Vektordatensätze können bei der Datenstelle des LfU angefragt werden. Für die Ge-
samtbewertung der Bodenfunktionen ist nach Leitfaden „Das Schutzgut Boden in der Pla-
nung“ die Tabelle I/7 Matrix zur Gesamtbewertung von Böden vorzugehen. Die Erstauswer-
tung über „Standortauskunft“ im UmweltAtlas darf nicht mit den Bodenfunktionsbewertungs-
karten gleichgesetzt werden.“ 

Bei der Planung und Durchführung von baulichen Maßnahmen sind die Anforderungen nach 
DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 
19731:2023-10 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial und Baggergut“ so-
wie DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ zu beachten. 

Indem (Voll-)Versiegelungen auf das notwendige Maß reduziert werden -unter Berücksichti-
gung der Belange gem. Nr. 1.3.1-, können vorhandene Bodenfunktionen erhalten bleiben. So 
tragen unversiegelte Böden bspw. mit ihrer Kühlfunktion zu einem besseren Stadtklima bei 
und ermöglichen durch ihre Ausgleichsfunktion im Wasserhaushalt u.a. den Niederschlags-
Rückhalt in der Fläche sowie Grundwasserneubildung. 

 

I.A. soll sparsam mit Grund und Boden umgegangen, Innenentwicklung bevorzugt werden 
und auch die Versiegelung zum Erhalt der Bodenfunktionen auf das notwendige Maß be-
grenzt werden (§ 1 a Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

Bei der Planung und Durchführung von baulichen Maßnahmen sind die Anforderungen nach 
DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 
19731:2023-10 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial und Baggergut“ so-
wie DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ zu beachten. 

Hinweise zum Plan: 

„Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen und Wasser-
gehalten zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 zu 
treffen.“ 

„Mutterboden (Oberboden) ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden ist möglichst hoch-
wertig nach den Vorgaben der §§ 6 und 7 BBodSchV zu verwerten.“ 
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„Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterböden sind zu schonen, getrennt abzu-
tragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und wieder seiner/ihrer 
Nutzung zuzuführen. Es sind maximale Haufwerkshöhen von 2 m für Oberboden und maxi-
mal 3 m für Unterboden einzuhalten. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden.“ 

1.4 Abwasserentsorgung 

1.4.1 Allgemeines 

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept ist vor Verwirklichung des Bebauungspla-
nes fortzuschreiben.  

Zur geplanten Entwässerung des Baugebietes kann den Unterlagen keine Information ent-
nommen werden.  

Anfallendes unverschmutztes Niederschlagswasser ist dezentral zurückzuhalten und vorran-
gig über Mulden zu versickern. Der dazu notwendige Flächenbedarf ist im Bebauungsplan zu 
berücksichtigen. 

1.4.2 Häusliches Schmutzwasser  

Die Leistungsfähigkeit des bestehenden Kanalnetzes ist zu überprüfen und bei Bedarf anzu-
passen. 

Über den Zustand und den ordnungsgemäßen Betrieb der Kanalisation liegen dem Wasser-
wirtschaftsamt wegen Fehlens des Kanalkatasters (Art. 54 BayWG) und fehlender bzw. un-
vollständiger Jahresberichte über die Eigenüberwachung der Kanalisation und Sonderbau-
werke keine Informationen vor. Deshalb können zur ordnungsgemäßen Erschließung keine 
Aussagen getroffen werden. Entsprechende Nachweise sind vor Weiterführung des Bauleit-
planverfahrens zu erbringen.  

Wenn Niederschlagswasser aus stark oder außergewöhnlich belasteten Flächen über den 
Misch-/Schmutzwasserkanal zur Kläranlage abgeleitet werden soll, ist die Leistungsfähigkeit 
von Kanal (inkl. Sonderbauwerke) und Kläranlage nachzuweisen.  

1.4.3 Niederschlagswasser 

Das bestehende Regenwasserkanalnetz kann die aus dem Baugebiet abzuleitenden Nieder-
schlagsmengen nur bedingt oder nicht mehr aufnehmen. Die Leistungsfähigkeit des beste-
henden Regenwasserkanalnetzes ist zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen. 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann.  

Bei der Konzeption der Niederschlagswasserbeseitigung ist auf den Erhalt der natürlichen 
Wasserbilanz zum unbebauten Zustand zu achten (vgl. Arbeitsblatt DWA-A 102-1 und 2 / 
BWK-A 3-1 und 2 sowie DWA-M 102-4 / BWK-A 3-4). Daher sollte das Niederschlagswasser 
nach Möglichkeit ortsnah versickert werden, sofern dem weder wasserrechtliche noch sons-
tige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  

Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest exemplarisch an repräsentati-
ven Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen. 

Schützende Deckschichten dürfen nicht durchstoßen werden. Bei schwierigen hydrologi-
schen Verhältnissen sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung und Rückhaltung des Re-
genwasseranfalles (z.B. durch Gründächer) genutzt werden. 

Niederschlagswasser ist dezentral zurückzuhalten und anschließend zu versickern/vorrangig 
zu versickern. Der dazu notwendige Flächenbedarf ist im Bebauungsplan zu berücksichti-
gen, dies gilt auch für Privatflächen, sofern diese in Anspruch genommen werden sollen. 
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Auf die notwendige weitergehende Vorbehandlung von Niederschlagswasser von Metalldä-
chern wird hingewiesen.  

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer ist eine quantitative Beurteilung 
nach LfU Merkblatt 4.4/22/DWA-A 102, Teil 2 erforderlich. Sofern diese ergibt, dass vor Ein-
leitung eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu erforderlichen Rückhalteflächen im Be-
bauungsplan festzusetzen. 

Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  

Vorschlag für Festsetzungen 

„Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind für die Oberflächenbefestigung 
und deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder 
gleich 0,7 zu verwenden, wie z. B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, was-
ser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, was-
sergebundene Decke.“ 

„Flachdächer (0 Grad-15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60 % der 
Dachflächen - ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer 
Substratschicht von mindestens 8 cm mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflan-
zen und so zu unterhalten. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solar-
energie können zugelassen werden.“ 

„Das auf privaten, befestigten Flächen anfallende geringverschmutzte Nieder-
schlagswasser darf nicht der öffentlichen Kanalisation zugeleitet werden. Dies 
gilt auch für Überläufe von Anlagen zur Regenwassernutzung (bspw. Zisternen) 
und für sonstige nicht schädlich verunreinigte Tag-, Stau-, Quellwässer sowie 
Drän- und Sickerwasser jeder Art.“ 

„Gering verschmutztes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen 
muss auf den Baugrundstücken ordnungsgemäß versickert werden. Die Versi-
ckerung soll vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mäch-
tige bewachsene Oberbodenzone erfolgen.“ 

„Unterirdische Versickerungsanlagen, z. B. Rigolen, sind ohne geeignete Vor-
reinigung nicht zulässig. Sickerschächte sind unzulässig/vorab grundsätzlich 
technisch zu begründen. Notwendige Versickerungs- und Retentionsräume 
oder Vorbehandlungsanlagen sind auf den privaten Grundstücken vorzuhal-
ten.“ 

„Die gekennzeichneten Flächen und Geländemulden sind für die Sammlung 
und natürliche Versickerung von Niederschlagswasser freizuhalten. Es darf nur 
eine Nutzung als Grünfläche erfolgen.“ 

„In Bereichen mit Versickerung des Niederschlagswassers sind – sofern Metall-
dächer zum Einsatz kommen sollen – nur Kupfer- und Zinkbleche mit geeigne-
ter Beschichtung oder andere wasserwirtschaftlich unbedenkliche Materialen 
(z. B. Aluminium, Edelstahl) zulässig.“ 

„Niederschlagswasser, welches nicht auf Grundstücken, auf denen es anfällt, 
versickert oder als Brauchwasser genutzt werden kann, ist der Retentionsflä-
che zuzuführen und dort zur Versickerung zu bringen, bzw. falls dies nicht 
möglich ist, ggf. gepuffert direkt in ein Gewässer oder nach den Maßgaben der 
kommunalen Entwässerungssatzung in einen öffentlichen Misch- oder Regen-
wasserkanal einzuleiten.“ 

„Das von den Planstraßen anfallende gering/mäßig verschmutzte Nieder-
schlagswasser ist in den anzulegenden Mulden der straßenbegleitenden Grün-
streifen zu versickern.“  

 




